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Umsetzung des Betreuungsgeldgesetzes in NRW

Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und dem Bundeskindergeldgesetz

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Rundschreiben vom 10.05.2013 (Umdruck-Nr. L 4240) hatten wir Sie bereits über einen ersten

Entwurf einer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten zur Umsetzung des Betreuungsgeldge-
setzes informiert. Dieser Entwurfgriff die Ergebnisse eines Erörterungstermins zwischen Vertretern
der kommunalen Spitzenverbände und des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen (MFKJKS) auf. In diesem Gespräch hatten beide Seiten Ei-
nigkeit darüber erzielt, dass aufgrund der bundesgesetzlichen Stichtagsregelung, wonach Betreu-
ungsgeld nicht für Kinder gezahlt wird, die vor dem 01.08.2012 geboren sind, bei Inkrafttreten zum
01.08.2013 zunächst nur für eine sehr begrenzte Zahl von Kindern ein Anspruch auf Betreuungsgeld
besteht. Am 01.08.2014 besteht erstmals auch für zweijährige Kinder ein solcher Anspruch. Dies hat
zur Folge, dass auch nach den Annahmen der kommunalen Spitzenverbände erst nach einem Zeit-
raum von voraussichtlich 11 Monaten die Wesentlichkeitsschwelle überschritten wird.

Die kommunalen Spitzenverbände hatten deshalb dem damaligen Verordnungsentwurf dem Grunde
nach zugestimmt, allerdings die ausdrückliche Festschreibung der Beteiligung und Mitwirkung der
kommunalen Spitzenverbände an dem später durchzuführenden Kostenfolgeabschätzungsverfahren
im Verordnungstext eingefordert.

Die geforderten Ergänzungen des Verordnungsentwurfes wurden seitens der Landesregierung auf-
genommen und finden sich nun in der Landtagsdrucksache 16/921 wieder (Anlage). Sie sieht nun
vor, dass die Landesregierung hinsichtlich der Aufwendungen, die den Kommunen aufgrund der
Durchführung des Betreuungsgeldgesetzes entstehen, unter Beteiligung der kommunalen Spitzen-
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verbände und entsprechend dem Verfahren des Konnexitätsausführungsgeseizes (KonnexAG) eine

Kostenfolgeabschätzung auf Basis der im Benehmen mit. den kommunalen Spitzenverbänden festge-

legten Erhebungskriterien und der daraus resultierenden Erkenntnisse, die zum I. August 2014 vor-

liegen, erstellt. Sofern sich aufgrund der Erkenntnisse eine wesentliche Belastung der Kommunen
zeigt, wird die Landesregierung eime prospektive Regelung zum Belastungsausgleich treffen.

In seiner Sitzung aın 05.06.2013 hat der Vorstand des Städtetages Nordrhein- Westlälen dem Verfah-
ren mit folgendem Beschluss nachträglich zugestimmt:

I, Der Vorstand des Städterages Nordrhein- Westfalen hält die Übertragung der Aufgaben zur
Ausführung des Beirenungsgeldgesetzes aufdie kreisfreien Städte und Kreise in NRW wegen
der Sachnähe zur Ausführung des Elterngeldesfür nachvollziehbar und sinnvoll.

2. Der Vorstand stelltfesi, dass es sich dabei um die Übertragung einer neuen Aufgabe handelt,
die grundsätzlich Konnexitätsrelevanz hat.

3. Der Vorstand stellt fernerjest, dass eine belastbare Prognose der mit Ausführung der neuen
Aufgabe verbundenen Kosien auferund der Besonderheiten der Stichtagsregelung zum Inkrafi-
ireten des Belreuungsgeldgeselzes kaum möglich ist.

4. Der Vorstand erachtet es deshalb als sinnvoll, in diesem Falle ausnahmsweise den Weg eines

mil dem zuständigen Landesministerium abgestimmten Verfahrens zur Feststellung der tatsäch-
lichen kommunalen Mehrbelastungen zum 01.08.2014 einzuschlagen. Der Vorstand stimmt in-
sofern dem in diesem Sinne angestoßenen Verfahren nachträglich zu.

im Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend des Landtags NRW hat die Anhörung zu dem 0.8.
VO-Entwurfam 13.06.2013 ohne imhaltliche Aussprache stattgefunden. Es ist davon auszugehen,

dass die Anhörung des Ausschusses für Kommunalpolitik, die seitens der Landesregierung ebenfalls
angesprochen worden ist, im emer seiner nächsten Sitzungen erfolgen wird.

Inzwischen hat das MFKJKS die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände für Anfang November
2013 zu einem ersten Gespräch zur Kostenfolgeabschätzung im Zusammenhang mit dem Beireu-

ungsgeldgesetz eingeladen.

Über den weiteren Fortgang der Gespräche werden wir Sie informieren.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Sraslın Cash

Frauke Gast

Anlage
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Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld- und

Eiiernzeitgesetz und dem Bundeskindergeldgesez

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

die Landesregierung hat den Entwurf einer Verordnung zur Änderung

der Verordnung Zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und dem Bundeskindergeld-

gesetz beschlossen.

Die Verordnung enthält Vorschriften, die unter 8 5 Abs. 2 und Abs. 3

Satz 1 des Landesorganisationsgeseizes —- LÖG — vorn 10. Juli 1962

(GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geseizes vorm

18. November 2008 (GV. NRW. S. 706), fallen.

Die Landesregierung hat beschlossen, die Verordnung vorbehaltlich des

Ergebnisses der Anhörung der zuständigen Landtagsausschüsse zu

dem Entwurf der Verordnung auszuferügen.
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Ich gehe davon aus, dass der Ausschuss für Familie, Kinder und Seile2 von 2

Jugend und der Ausschuss für Kommunalpolitik zu hören sein werden.

Mit freundlichen Grüßen

. Fu en

7 A
Hannelore Kraft /,/
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Verordnung zar Auderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und nach dem Bundeskindergeldgesetz

Yon.

Auf Grund des & 12 Absatz 1 Satz I des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 5.
Dezember 2006, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Februar 2013 BGB I

3. 254), in Verbindung mil 88 5 Absatz 3 Satz 1 und 17 des Landesorganisationsgesetzes voni
10. Juli 1962 (GV. NRW. 3, 421), zuletzt geändert durch Arükel 10 des Gesetzes vom 9, Mai
2000 (GV, NRW. 5, 462), wird nach Anhörung der zuständigen Ausschüsse des Landlags
verordnet

Artikel 1

& I der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz und nach dem Bundeskindergeidgesetiz vom 5. Dezember 2006 (GV. NRW.

3.599), die zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 12. Juli 2011 (GV, NRW. S. 364),
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1, Absatz I wird wie folgt geändert:

a) In Satz | werden die Wörter „des Abschnitts I (Blterngeld)“ durch die Wöıter „der
Abschnitte 1 bis 3° ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: „Die Städteregion Aachen ist zuständige Behörde für das
Gebiet der Stadt Aachen und der übrigen vegionsangehörigen Gemeinden.“

2. Nach Absatz | wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftragsangelegenheit kraft
Bundesrechts wahr, Die Aufsicht führt die Bezirksregierung Münster, Oberste
Aufsichtsbehörde ist die fachlich zuständige oberste Landesbehörde.“

3, Der bisherige Absatz 2 wird Absatz ?.

4, Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(H Binsichtlich der Aufwendungen, die für die Durchführung des Abschnitts 2
(Betreuungsgeld) des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes entstehen, erstellt die
Landesregierung unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände und entsprechend dem
Verfahren des Konnexitätsausführungsgesetzes eine Kostenfolgeabschätzung auf der Basis
der im Benehmen mit den konununalen Spitzenverbänden festgelegten Erhebungskriterien
und der daraus resultierenden Erkenntnisse, die zum 1. August 2014 vorliegen. Über das

Ergebnis der Kostenfolpeabschätzung ist dem Landtag zu berichten. Sollte sich auf dieser

Grundlage eine wesentliche Belastung der Kreise und kreisfreien Städte ergeben, wird der
Belastungsausgleich für die entstehenden notwendigen, durchschnittlichen Aufwendungen
durch Rechtsverordnung der L.andesregierung geregelt“



Artikel 2

Diese Verordnung teitt am 1. August 2013 in Krafi.

DBüsseidosf, den...

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidenun

Hannelore Krafi

Der Minister
a Ir . . .‘ 3 Che

für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram Schneider |

Die Ministerin

für Familie, Kinder, Jugend,

Kultur und Sport

Ute Schäfer



Entwurf einer Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zur Änderung der
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld-

und Eiternzeiigesetz und nach dem Bundeskindergeidgesetz

Begründung

A. Allgerneiner Tell

Das Betreuungsgeldgesetz vom 15. Februar 2013 (BGBl. | S. 254) sieht vor, dass

zum 1. August 2013 ein Betreuungsgeld eingeführt wird. Diese neue Famnilienleistung
soll Eltern zu Gute kommen, die ihr Kind im zweiten und drilten Lebensjahr nicht in

einer öffentlich geförderten Tageseinrichtung beireuen lassen.

Die Regelungen zum Betreuungsgeld werden als Abschnitt 2 in das Bundeseltern-

geld- und Eiternzeitgesetz (BEEG) eingefügt. & 12 Abs. 1 Satz 1 BEEG bestimmt,
dass die Länder die Behörden bestimmen, die für die Durchführung des BEEG — und

damit auch des Betreuungsgeldes - zuständig sind.

Gemäß $ 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgeseizes erfolgt die Bestim-

mung der zuständigen Behörden im Land Nordrhein-Westfalen durch Rechisverord-
nung der Landesregierung nach Anhörung der fachlich zuständigen Ausschüsse des

Landtags. Im konkreten Fall sind dies der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend
und der Ausschuss für Kommunalpolitik.

5, Besonderer Teil

Zi Artikel 1

ZuNr, da)

& 1 Absatz 1 Satz 1 (neu) erweitert die Zuständigkeit.der Kreise und kreisirelen Städ-
te, die bisher bereits das Elterngeld durchführen, um die Zuständigkeit für den Voll-

zug des Betreuungsgeldes.

Ausschlaggebend hierfür sind folgende Erwägungen:

- Es besteht ein enger sachlicher Zusammenhang zwischen dem Betreuungs-

geld und dem Elterngeld. Die gesetzlichen Vorschriften zum Betreuungsgeid
werden als Abschnitt 2 in das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz einge-

fügt; ein Teil der Anspruchsvoraussetzungen beider Leistungen überschneidet
sich. Daher kann ein Teil der Fachkompetenz im Bereich des Elterngeldes,
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der bei den Kreisen und kreisfreien Städten bereits vorhanden ist, auch für die

Bearbeitung des Betreuungsgeldes genutzt werden.

- Auch aus Sicht der anspruchsberschtigten Eitern ist es vorteilhaft, dass beide
Leistungen von der gleichen Körperschaft bearbeitet werden. Beide Leistun-
gen schließen zeitlich meist unmittelbar aneinander an. Den Eltern, die Be-
treuungsgeld beantragen, sind die Kreise und kreisfreien Städte daher bereits
als Ansprechpartner für das Elterngeld bekannt.

Der Bund trägt die Zweckausgaben für das Betreuungsgeld in vollem Umfang (8 72
Abs. 2 BEEG n.F.). Folglich wird das Betreuungsgeld von den Ländern -— wie berelis
das Elterngeld — im Wege der Bundesauftragsverwaltung durchgeführt (Art. 104a
Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz - GG). Die Verwaltungsausgaben tragen die Länder
selhst (Art. 1042 Abs. 5 Satz 1 GG als lex speclalis zu Art. 104a Abs. 2 GG).

Von einer Regelung zum Belastungsausgleich wird derzeit abgesehen. Da noch kei-
ne praktischen Erfahrungen mit der Durchführung des Betreuungsgeldgesetzes vor-
liegen, sind zu den Kosten, die den Kreisen und kreisfreien Städten entstehen, nur
Schätzungen möglich. Die Anhörung nach $ 7 Abs. 2 des Konnexitätsausführungs-
gesetzes (KonnexAG) zeigte, dass diese Schätzungen von der Landesregierung ei-
nerseits und den Kommunalen Spitzenverbänden andererseits auf unterschiedlichen
Grundlagen und mit sehr unterschiedlichen Ergebnissen vorgenommen wurden: Die
Laridesregierung geht davon aus, dass die jährlichen Kosten mit rund 2,4 Millionen
Euro deutlich unter der Schwelle des & 2 Abs. 5 KonnexAG liegen. Die Kommunalen

Spitzenverbände veranschlagen diese Kosten dagegen mit rund 4,7 Millionen Euro
und sehen die Schwelle der wesentlichen Belastung damit als absehbar überschritten
an. Da die Zahl der zu bearbeitenden Betreuungsgeldfälle bei Inkrafttreten des Ge-
setzes relativ gering sein und erst bis August 2014 aufden dauerhaft zu erwartenden
Bestand anwachsen wird, gehen beide Seiten zudem davon aus, dass jedenfalls vor
dem 1. August 2014 keine Kosten entstehen, die die Schwelle des 8 2 Abs. 5 Kon-
nexAG überschreiten. In dieser Situation wurde Einigkeit darüber erzielt, dass objek-
tivierbare, belastbare Erkenntnisse derzeit nicht zu erlangen sind und es deshalb
sinnvoll ist, den Belastungsausgleich erst auf der Grundlage der zum Stichtag ?. Au-
gust 2014 vorliegenden praktischen Erfahrungen mit der Durchführung des Beireu-
ungsgeldgesetzes zu prüfen und zu regeln. Es ist geplant, zunächst zum 1. August
2044 die Belastung zu ermitteln. An der Erstellung dieser Kostenfolgeabschätzung
sind die Kommunalen Spitzenverbände zu beteiligen. Insbesondere sollen die Krite-
rien für die Erhebung, auf deren Grundlage die Belastung der Kreise und kreisfreien
Städte errechnet wird, im Benehmen mit den Kommunalen Spitzenverbänden fesige-
legt werden. Über das Ergebnis der Kostenfolgeabschätzung Ist dem Landtag zu be-
richten. Sollte sich auf dieser Grundlage ergeben, dass ab dem 1. August 2014 eine
Belastung besteht, die die Wesentlichkeitsschwelle des 8 2 Absatz 5 KonnexAG
überschreitet, wird die Landesregierung im Wege einer weiteren Änderungsverord-
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nung eine Regelung zum Belastungsausgleich treffen. Diese wird für den Zeitraum ab

der Überschreitung der Wesentlichkeitsgrenze einen Belastungsausgleich festlegen,

frühestens aber ab August 2014. Einzelheiten zum Verfahren werden gesondert mit

den Kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt.

Vor diesem Hintergrund enthält die vorliegende Änderungsverordnung in & 1 Absatz
4 (neu) nur eine grundsätzliche Aussage zur Anwendung des Konnexftäisprinzips

und verpflichtet die Landesregierung zur Feststellung der Belastung zum 1. August

2034 und gegebenenfalls zur Regelung des Belastungsausgleichs auf der Grundlage

einer Kostenfolgeabschätzung, die auf den Erkenntnissen beruht, die zum 1. Augusi
2014 insbesondere hinsichtlich der Fallzahlen und des durchschnittlichen Zeitauf-

wands für die Bearbeitung eines Antrags vorliegen. & 1 Absatz 4 (neu) Ist dabei nicht

als Ermächtigung zu verstehen, sondern als gesetzlich erforderlicher Hinweis gemäß

8 6 Satz 4 KonnexAG.

ZuNr tb)

Entsprechend dem Grundsatz, dass die Zuständigkeit für die Durchführung des Be-

treuungsgeldes der Zuständigkeit für die Durchführung des Eiterngeides folgen soll,

wird die Zuständigkeit der Städteregion Aachen im Hinblick auf das Betreuungsgeld

auf das Gebiet der Stadt Aachen und der Übrigen regionsangehörigen Gemeinden

erstreckt. In diesem Umfang ist die Städteregion Aachen auch für die Durchführung

des Elterngeldes zuständig. Insbesondere die Stadt Aachen hatte ihr diese mit einer

öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 17. Dezember 2007 übertragen (vgl. hierzu

auch 8 6 Abs. 1 des Städteregion Aachen Gesetzes vom 26. Februar 2008).

In den Absätzen 2 und 3 wird auf eine ausdrückliche Benennung der Städiteregion

Aachen verzichtet, da diese als Rechtsnachfolgerin des Kreises Aachen durch die

Verwendung des Begriffs „Kreise in dle Regelung mit einbezogen wird.

Zu Nr 2

Bisher war in & 1 Abs. 1 Satz 2 bestimmt, dass die Kreise und kreisfreien Städte die

Aufgabe Elterngeld als Auftragsangelegenheit kraft Bundesrechts wahrnehmen. Die

Regelung ist rein deklaratorisch, da sich der Charakter der Aufgabe Elterngeld als

Bundesauftragsangelegenhelt bereits aus Art. 104a Abs, 3 Satz 2 Grundgesetz

ergibt.

Die Bestimmung bleibt erhalten und erfasst nunmehr auch die Aufgabe Betreuungs-

geld, die ebenfalls Bundesauftragsangelegenheit ist. Sie wird aber von Absatz 1 in
den neu geschaffenen Absatz 2 verlagert, um $ 1 klarer zu gliedern! Künfig behan-
delt Absatz 1 ausschließlich die sachliche Zuständigkeit, Absatz 2 den Aufgabencha-

rakter und - als Konsequenz daraus — die Zuständigkeit für die Fachaufsicht. Absatz
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3 regelt die örtliche Zuständigkeit, soweit hierfür (neben $ 12 Abs. 1 Satz 3 BEEG)
ein Bedürfnis besteht.

Die neuen Sätze 2 und 3 des Absatz 2 bestimmen für beide Aufgabenbereiche — EI-

terngeld und Betreuungsgeld — die zuständigen Aufsichtsbehörden. Dass es sich
hierbei nicht ausschließlich um eine Rechts- sondern um eine Fachaufsicht handelt,

ergibt sich aus & 16 Abs. 1 Satz 1 LOG NRW. Während im Fall einer Rechtsaufsicht
die Aufsichtsbehörden gesetzlich festgelegt wären (vgl. 8 120 Gemeindeordnung

NRW), bedarf es für die Bestimmung der Fachaufsichisbehörden einer gesonderten

Regelung (vgl. $ 5 Abs. 3 Sätze 2, 3 LOG NRW).

Für den Bereich des Elterngeldes überträgt 8 5 Abs. 2 Salz 2, 3 des Geseizes zur

Eingliederung der Versorgungsämter in die allgerneine Verwaltung des Landes Nord-
rhein-Wesifalen vom 30. Oktober 2007 (GV.NRW S. 482) der Bezirksregierung

Münster die Fachaufsicht und der fachlich zuständigen obersten Landesbehörde die

oberste Fachaufsicht. Auf Grund des engen sachlichen Zusammenhangs zwischen

dem Elterngeld und dem Betreuungsgeld erscheint es sachgerecht, diesen Behörden
die Fachaufsicht auch im Hinblick auf das Betreuungsgeld zu Übertragen.

ZuNn 3

Folgeänderung zu Nr. 2

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten. Da Artikel 4 des Beireuungsgeldgesetzes bestimmt,

dass die Regelungen zum Betreuungsgeld am 1. August 2013 in Kraft treten, tritt
auch diese Änderungsverordnung zum ?. August 2013 in Kraft.
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